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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

Krankheitskosten können als außergewöhnliche Belastung

steuermindernd wirken. Dies gilt aber nur insoweit, als die

Krankheitskosten die für jeden persönlich ermittelte zumutbare

Belastung übersteigen. Ob diese Regelung tatsächlich rechtlich in

Ordnung ist, wurde schon häufig diskutiert.

Zuletzt hat beispielsweise der BFH mit Beschluss vom 4.11.2021 (Az:

VI R 48/18) klargestellt, dass der Ansatz der zumutbaren Belastung

bei Krankheitskosten keinen verfassungsrechtlichen Bedenken

begegnet. In dem Verfahren ging es konkret um Krankheitskosten,

die aufgrund eines vereinbarten Selbstbehalts von der privaten

Krankenversicherung nicht erstattet werden.

In einem anderen Verfahren ging es hingegen darum, ob durch die

zumutbare Belastung nicht auch eine Ungleichbehandlung von

Beamten und anderen Steuerpflichtigen stattfindet. Der Kläger

wollte den Abzug von Krankheitskosten ohne Kürzung um die

zumutbare Belastung erreichen, weil bei einem Beamten die

Aufwendungen beihilfefähig sind und eine gezahlte Beihilfe

einkommensteuerfrei ist.

Mit Beschluss vom 1.9.2021 (Az: VI R 18/19) widersprach hier der

BFH. Der Ansatz der zumutbaren Belastung bei sogenannten

beihilfefähigen Krankheitskosten benachteiligt danach

Steuerpflichtige ohne Beihilfeanspruch nicht in verfassungswidriger

Weise gegenüber beihilfeberechtigten Beschäftigten im öffentlichen

Dienst.

Gegen diese Entscheidung ist jedoch mittlerweile

Verfassungsbeschwerde eingelegt worden (Az: 2 BvR 1579/22). Wer

daher vorliegend sehr wohl eine Ungleichbehandlung sieht, sollte in

entsprechenden Fällen Einspruch einlegen.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.03.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.03. für den Eingang

der Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2023

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

März ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.03.2023.

Steuerpolitik: Bundesfinanzminister stellt Vorhaben

für 2023 vor

Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) hat am 25.01.2023 im

Finanzausschuss des Bundestages seine wichtigsten Vorhaben für das

neue Jahr vorgestellt.

Um für ein stabiles wirtschaftliches Fundament Deutschlands zu

sorgen, strebt Lindner die Schaffung einer "Super-Afa" im Sinne einer

Investitionsprämie und eine Verbesserung der steuerlichen

Forschungsförderung an.

Außerdem stehe die Gesetzgebung zur globalen Mindestbesteuerung

an. Die Regierung werde darauf achten, dass es möglichst wenig

Erfüllungsaufwand für die Unternehmen geben werde. Zudem

kündigte Lindner ein "Zukunftsfinanzierungsgesetz" an. Damit solle

der Finanzplatz Deutschland gestärkt werden. Deutschland solle

führender Standort für nachhaltige Finanzanlagen werden. Kleine

und mittlere Unternehmen sollten bessere

Finanzierungsmöglichkeiten enthalten. Durch Stärkung der

Aktienkultur solle der Vermögensaufbau gestärkt werden.

Börsengänge sollten erleichtert werden. Bei jungen Unternehmen

sollte die Mitarbeiterkapitalbeteiligung ausgebaut werden.

Auch die Zukunft der Altersversorgung wird laut Lindner eine

wichtige Rolle spielen. Man werde in der ersten Säule der

gesetzlichen Rentenversicherung den Aufbau eines

"Generationenkapitals" angehen, um Rentenbeiträge und

Rentenniveau zu stützen. Damit wolle man etwas für die Generation

der heutigen Kinder und Enkel tun. Auch die private Altersvorsorge

solle erleichtert werden.

Schärfer vorgehen will Lindner gegen die Finanzkriminalität. Das sei

eine der Prioritäten in diesem Jahr. Dazu werde es eine neue

Bundesoberbehörde zur Bekämpfung von Finanzkriminalität und

Geldwäsche geben. Man dürfe sich nicht damit zufriedengeben, nur

die kleinen Fische bei der Finanzkriminalität und Geldwäsche zu

fangen.

Fragen der Abgeordneten an den Finanzminister betrafen

unterschiedliche Themen. Die SPD-Fraktion wollte wissen, wann die

neue Bundesbehörde zur Bekämpfung von Finanzkriminalität und

Geldwäsche an den Start gehen solle. Zudem wurde um Angaben

zum digitalen Euro gebeten.

Die CDU/CSU-Fraktion fragte unter anderem nach der Steuerpflicht

der Gaspreisbremse und ob die bereitgestellten zehn Milliarden Euro

für Aktienrente reichen würden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

zeigte sich erfreut über die geplante Verbesserung der

Mitarbeiterbeteiligung. Außerdem wurde nach den Kompetenzen der

geplanten Bundesoberbehörde gefragt. Die FDP-Fraktion erkundigte

sich nach der bürokratischen Belastung durch die

Mindestbesteuerung und fragte nach Verbesserungen bei der

Finanzierung mittelständischer Unternehmen. Die AfD-Fraktion

wollte wissen, ob zusätzlich zur Super-Afa auch das Problem der zu

hohen Energiepreise angegangen werde. Die Altschulden der

Kommunen waren unter anderem Thema der Fraktion Die Linke.
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Lindner erklärte, das Gesetzgebungsverfahren zur Schaffung der

neuen Bundesoberbehörde solle noch 2023 eröffnet werden. 2025

solle die neue Behörde scharf gestellt werden. Zum digitalen Euro

betonte der Minister, es gehe dabei nicht um vollständige

Digitalisierung des Zahlungsverkehrs wie bei einer Kreditkarte,

sondern es werde sich um eine dritte Form von Bargeld neben

Münzen und Scheinen handeln. Daher gebe es hohe Anforderungen

an die Privatheit und den Datenschutz. Die große Chance des

digitalen Euro sei, mit einem programmierbaren Bargeld neue

Finanzdienstleistungen zu ermöglichen.

Die Gaspreisbremse sei steuerpflichtig, sagte Lindner. Bei höheren

Einkommen werde sie stärker besteuert. Bei der Strompreisbremse

liege die Sache anders. Sie werde durch Abschöpfung von

Zufallsgewinnen der Energieunternehmen finanziert. Das sei

jedenfalls die Auffassung seines Ministeriums. Zur Bildung des

Generationenkapitals müsse es mehrere Quellen geben. Neben der

Finanzierung aus dem Etat sollten auch Sacheinlagen wie nicht

benötigtes Beteiligungsvermögen möglich sein. Die zehn Milliarden

Euro für 2023 könnten nur ein erster Schritt sein. Eine jährliche

Zuführung wäre empfehlenswert.

Zu den kommunalen Altschulden verwies der Minister auf eine bereits

gegründete Arbeitsgruppe mit dem Land Nordrhein-Westfalen.

Erforderlich sei eine kommunale Schuldenbremse, damit sich eine

solche Situation nicht wiederholen könne. Für eine Lösung wäre

möglicherweise eine Zwei-Drittel-Mehrheit in Bundestag und

Bundesrat erforderlich.

Deutscher Bundestag, PM vom 25.01.2023

Umsatzsteuer: Bundesrechnungshof mahnt Reform

an

Der Bundesrechnungshof (BRH) hält eine Reform der Umsatzsteuer

für dringend geboten. Für jede Dienstleistung oder verkaufte Ware im

Inland falle Umsatzsteuer an. Diese Steuer trügen die Endverbraucher

– also die Bürger. Verschiedene Steuersätze und Ausnahmeregelungen

führten zu einer hohen Intransparenz, steigenden Subventionen und

förderten Anreize zum Steuerbetrug.

Grundsätzlich gelte für die Umsatzsteuer ein allgemeiner Steuersatz

von 19 Prozent, erläutert der BRH. Der Gesetzgeber habe allerdings

für eine Reihe von Umsätzen einen ermäßigten Steuersatz von sieben

Prozent festgelegt. Ein gutes Beispiel sei der klassische "Coffee to go".

Abhängig vom Milchanteil werde dieser unterschiedlich besteuert.

Die Liste der Ausnahmen zum ermäßigten Steuersatz wachse

kontinuierlich, kritisiert der BRH. Schwimmbäder, Brennstoffe,

Beherbergungen, Verkehrsmittel – für kaum eine Kategorie gelte ein

einheitlicher Steuersatz. Die Regelungen seien kompliziert. Sie

führten vielfach zu Abgrenzungsschwierigkeiten und

widersprüchlichen Ergebnissen und beschäftigten seit Jahren

nationale und europäische Gerichte.

Im Jahr 2022 hätten vier der ermäßigt besteuerten

Umsatzkategorien zu den zehn größten Steuervergünstigungen

überhaupt gehört: Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen

(mit Ausnahme von Getränken) mit 3,1 Milliarden Euro, kulturelle

Leistungen mit drei Milliarden Euro, Beförderungsleistungen im

öffentlichen Personenverkehr mit 1,9 Milliarden Euro und

Beherbergungsleistungen mit 1,4 Milliarden Euro. Die jährliche

steuerliche Begünstigung durch den ermäßigten Umsatzsteuersatz

betrage fast 35 Milliarden Euro.

Jedes Unternehmen entscheide dabei für sich, ob es die

Steuerersparnis an die Endverbraucher weitergibt. Ob die

Endverbraucher von der Ermäßigung profitieren, sei daher ungewiss.

Der Bund subventioniere so einzelne Wirtschaftszweige zulasten der

Allgemeinheit, kritisiert der BRH. Er fordere daher bereits seit 2010

eine umfassende Reform der Umsatzsteuer. Bisher fehle allerdings

der politische Wille, etwas zu verändern.

Die Europäische Union habe für alle Mitgliedstaaten eine Richtlinie

zur Neuregelung der Umsatzsteuersätze verabschiedet. Der BRH

fordere in diesem Zusammenhang eine grundsätzliche

Überarbeitung der Ausnahmeregelungen mit dem Ziel einer

einfachen und klaren Umsatzsteuersystematik. Intransparente

Steuerermäßigungen und ungerechtfertigte Subventionen müssten

abgeschafft werden. Steuerermäßigungen sollten auf den Bereich

der Grundversorgung beschränkt und keine Klientelpolitik zulasten

der Allgemeinheit betrieben werden.

Bundesrechnungshof, PM vom 31.01.2023
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Unternehmer

Vorsteuervergütung an inländische Unternehmer:

Schemaänderung Massendatenschnittstelle (ELMA5)

Die ELMA-Dienste stehen ab 01.01.2023 für den "Antrag auf

Vorsteuervergütung im EU-Ausland durch inländische Unternehmer"

ausschließlich in der Schema-Version 9.0.0 zur Verfügung. Dies teilt

das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) mit.

Sofern man zum Versand der Daten statt des SFTP-Filetransfers den

Upload-Client im BZSTOnline-Portal verwenden wolle, solle man

hierfür den Dienst "Versand von Massendaten an die

ELMA5-Schnittstelle" nutzen.

Daten, die mit der alten Schema-Version 000001 (Dienst "Versand

von Anträgen zur Vorsteuervergütung im EU-Ausland durch

inländische Unternehmer an die ELMA5-Schnittstelle") übersendet

werden, könnten nicht mehr verarbeitet werden, betont das BZSt.

Weitere Informationen, wie das aktuelle Kommunikationshandbuch

oder die aktuelle Schnittstellenbeschreibung, seien auf den Seiten des

BZSt zu finden

(https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Umsatzsteuer/Vorsteuerverguetung/Elektronische_Datenuebermittlung/elektr_datenuebermittlung.html).

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 27.01.2023

Gewinn aus Veräußerung eines mit atypischer

Unterbeteiligung belasteten Kommanditanteils nur

teilweise gewerbesteuerpflichtig

Wird ein Kommanditanteil veräußert, der mit einer atypischen

Unterbeteiligung belastet ist, unterliegt der Veräußerungsgewinn nur

insoweit der Gewerbesteuer, als er auf den belasteten Anteil entfällt.

Im Hinblick auf den unbelasteten Anteil bleibt er dagegen steuerfrei.

Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Die Klägerin ist ein Familienunternehmen in der Rechtsform einer

GmbH & Co. KG, bei der es aufgrund besonderer

gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen üblich ist, einzelnen

Familienmitgliedern, die selbst nicht Kommanditisten sind,

Unterbeteiligungen an Kommanditanteilen einzuräumen. Diese sind

stets so ausgestaltet, dass die Unterbeteiligten steuerlich als

Mitunternehmer anzusehen sind (so genannte atypische

Unterbeteiligungen).

Im Streitjahr 2014 veräußerte einer der Kommanditisten seinen

gesamten Kommanditanteil ausdrücklich ohne Mitübertragung der

hieran zugunsten einer Erbengemeinschaft bestehenden

Unterbeteiligung in Höhe von circa 1/3 des Kommanditanteils. Zu

diesem Zeitpunkt war bereits ein Schiedsverfahren anhängig, in dem

sich der Kommanditist und die Erbengemeinschaft zunächst über die

Wirksamkeit einer zuvor ausgesprochenen Kündigung der

Unterbeteiligung gestritten hatten. Im späteren Verlauf des

Schiedsverfahrens einigten sich die Parteien über die Höhe der

Abfindung der Unterbeteiligten, die aufgrund weiterer vertraglicher

Regelungen auch die Höhe des Kaufpreises für den Kommanditanteil

beeinflusste.

Das Finanzamt unterwarf den Veräußerungsgewinn aus dem

Kommanditanteil bei der Klägerin in vollem Umfang gemäß § 7 Satz

2 Nr. 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) der Gewerbesteuer mit der

Begründung, dass sowohl der Kommanditist als auch die

Erbengemeinschaft lediglich mittelbar über die als

Mitunternehmerschaft anzusehende Unterbeteiligungsgesellschaft

an der Klägerin beteiligt gewesen seien. Hiergegen wandte die

Klägerin ein, dass allein der Kommanditist als unmittelbar beteiligte

natürliche Person seinen Kommanditanteil veräußert habe.

Das FG Münster hat der Klage teilweise stattgegeben. Der

Veräußerungsgewinn unterliege nur insoweit der Gewerbesteuer, als

er auf den mit der Unterbeteiligung belasteten Kommanditanteil

entfällt. Veräußerungsgewinne seien zwar grundsätzlich nicht in die

gewerbesteuerliche Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Nach der

ausdrücklichen gesetzlichen Anordnung in § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG

gelte dies jedoch nicht, soweit der Gewinn aus der Veräußerung

eines Mitunternehmeranteils nicht auf eine natürliche Person als

unmittelbar beteiligter Mitunternehmer entfällt. Das Gesetz erfasse

auch doppelstöckige Personengesellschaften und lasse keine

einschränkende Auslegung zu.

Im Streitfall sei die Erbengemeinschaft lediglich mittelbar über die

Unterbeteiligungsgesellschaft an der Klägerin beteiligt gewesen.

Diese Unterbeteiligungsgesellschaft sei steuerlich als

Mitunternehmerschaft anzusehen, was zu einer doppelstöckigen

Gesellschaftsstruktur führe. Die Erbengemeinschaft habe ihre

Mitunternehmerstellung aus ihrem Verhältnis zum Kommanditisten

als Hauptbeteiligten und nicht aus ihrem Verhältnis zur Klägerin als

Hauptbeteiligungsgesellschaft abgeleitet. Die Unterbeteiligung habe

zum Zeitpunkt der Anteilsveräußerung auch noch bestanden, weil

die zuvor ausgesprochene Kündigung nach dem Ergebnis des

Schiedsverfahrens unwirksam gewesen sei. Erst durch die

Veräußerung der Hauptbeteiligung sei die Unterbeteiligung durch

Zweckvereitelung aufgelöst worden (§ 726 Bürgerliches

Gesetzbuch).
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Demgegenüber sei der Veräußerungsgewinn in Bezug auf den

unbelasteten Anteil des Kommanditisten nicht der Gewerbesteuer zu

unterwerfen. Vielmehr sei der Kommanditist trotz der bestehenden

Unterbeteiligung unmittelbar als Mitunternehmer an der Klägerin

beteiligt geblieben. Die Konstellation des Streitfalls sei nicht

vergleichbar mit der Einbringung eines vollständigen

Kommanditanteils in eine Obergesellschaft. Vielmehr habe der

Kommanditist in Bezug auf seine Beteiligung an der KG weiterhin

Mitunternehmerrisiko getragen und Mitunternehmerinitiative

entfaltet. Er allein habe im Außenverhältnis im eigenen Namen und

lediglich im Innenverhältnis teilweise für Rechnung die

Erbengemeinschaft die Rechte und Pflichten aus dem

Kommanditanteil wahrgenommen und den Anteil veräußert. Trotz

fehlender Vermögensbeteiligung an der Unterbeteiligungsgesellschaft

sei der Kommanditist zugleich auch deren Mitunternehmer gewesen,

denn er sei für die Unterbeteiligten nach außen aufgetreten und habe

mit seiner Kommanditeinlage gehaftet.

Die vom FG zugelassene und von beiden Beteiligten eingelegte

Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen IV R

26/22 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.09.2022, 1 K 2751/20 G, nicht

rechtskräftig

Betriebe können steuermindernde Rückstellung für

Altersfreizeit bilden

Betriebe, die ihren Mitarbeitern zusätzliche freie Arbeitstage in Form

von Altersfreizeit gewähren, können hierfür eine steuermindernde

Rückstellung bilden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

Die Klägerin gewährt ihren älteren Beschäftigten neben ihrem

vertraglichen Jahresurlaub einen zusätzlichen jährlichen Anspruch auf

bezahlte Freizeit. Voraussetzung für den Erhalt ist eine

Betriebszugehörigkeit von mehr als zehn Jahren und das

Überschreiten der Altersgrenze von 60 Jahren.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung lehnte das zuständige Finanzamt

die steuermindernde Berücksichtigung der Rückstellung ab. Die

Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse

Verbindlichkeiten seien nicht erfüllt. Insbesondere hätten die

beschäftigten Arbeitnehmer keine Mehrleistungen erbracht, die der

Betrieb zu bezahlen hätte. Hiergegen klagte die Klägerin.

Die Klage hatte Erfolg. Das FG hat entschieden, dass die Klägerin

eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten bilden könne. Ihr

stehe die Gewährung weiterer freier Arbeitstage verbindlich zu. Die

Beschäftigten träten mit ihrer Arbeitskraft in Vorleistung, die

entsprechende Gegenleistung werde von der Klägerin demgegenüber

erst in der Zukunft erbracht. Damit sei die Verpflichtung des Betriebs

zur Gewährung zusätzlicher freier Arbeitstage bereits vor dem

Eintritt in die Arbeitsfreistellung entstanden und wirtschaftlich

verursacht worden. Dem stehe nicht entgegen, dass die Zusage an

die vergangene Dienstzeit und an die zukünftige Betriebstreue der

einzelnen Beschäftigten gebunden sei.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das Finanzamt hat die vom

Bundesfinanzhof (BFH) zugelassene Revision eingelegt, die unter

dem Aktenzeichen IV R 22/22 beim BFH geführt wird.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 10.11.2021, 12 K 2486/20, nicht

rechtskräftig
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Kapital-

anleger

Wirecard-Skandal: BAFin haftet nicht gegenüber

Anlegern

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BAFin) haftet Anlegern

nicht auf Schadenersatz wegen unzureichender

Aufsichtswahrnehmung, da die Aufgaben allein im öffentlichen

Interesse wahrgenommen werden. Eine Verletzung der

Bilanzkontrollpflichten im Rahmen des so genannten

Wirecard-Skandals sei auch nicht feststellbar, so das

Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main. Es hat die

landgerichtliche Klageabweisung bestätigt, wonach ein Anleger die

BAFin nicht wegen Amtspflichtverletzung auf Schadenersatz für

erlittene Kursverluste in Anspruch nehmen kann.

Der Kläger kaufte 2019 und 2020 Aktien der Wirecard AG. Er nimmt

die BAFin wegen behaupteter Aufsichts- und

Informationsversäumnisse sowie Amtsmissbrauch auf Schadenersatz

für die erlittenen Kursverluste in Anspruch. Die 1999 gegründete

Wirecard AG unterlag der Finanzaufsicht der Beklagten. Im April 2020

gab ein vom Aufsichtsrat der Wirecard AG beauftragter Sonderprüfer

bekannt, dass über die Existenz eines Bankguthabens auf

Treuhandkonten von insgesamt 1,9 Milliarden Euro keine

ausreichenden Prüfungsnachweise zu erlangen gewesen seien.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die hiergegen eingelegte

Berufung hatte auch vor dem OLG keinen Erfolg. Dem Kläger stehe

kein Anspruch auf Schadenersatz gegen die Beklagte zu, bestätigte

das OLG. Die Beklagte habe nicht gegen die ihr obliegenden

Amtspflichten bei der Bilanzkontrolle verstoßen. Nach damaliger

Rechtslage sei die Bilanzkontrolle in einem zweistufigen System

erfolgt: Zunächst durch eine private Prüfstelle und danach durch eine

staatliche Instanz (die Beklagte). Die Beklagte habe dieses System

eingehalten und im Februar 2019 eine Sonderprüfung durch eine

private Prüfstelle veranlasst. Der Kläger habe keine greifbaren

Anhaltspunkte für die Annahme vorgetragen, dass die Beklagte

bereits zu einem früheren Zeitpunkt eine solche Sonderprüfung hätte

beauftragen müssen. Ebenso habe er keine Anhaltspunkte dafür

vorgetragen, dass die Beklagte die Prüfstelle nicht hinreichend

überwacht habe oder wegen erheblicher Zweifel an der

ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung die Prüfung hätte an

sich ziehen müssen. Im Übrigen fehle es am Verschulden der

Beklagten, so das OLG. Es sei schließlich nicht feststellbar, dass der

Schaden des Klägers bei einem früheren Einschreiten der Beklagten

nicht eingetreten wäre.

Einem Schadenersatzanspruch wegen Amtspflichtverletzung stehe

zudem entgegen, dass die Beklagte bei der Wahrnehmung der

Bilanzkontrolle allein im öffentlichen Interesse tätig werde. Der

einzelne Anleger werde grundsätzlich nicht durch die

bankaufsichtsrechtliche Tätigkeit der Beklagten geschützt. Das OLG

halte auch unter Berücksichtigung jüngster Rechtsprechung des

Europäischen Gerichtshofs und der Transparenz-Richtlinien an seiner

bisherigen Rechtsprechung fest, wonach Schadenersatzansprüche

Dritter gegen die BAFin, etwa wegen unzureichender

Aufsichtstätigkeit, ausgeschlossen seien.

Der Kläger könne auch nicht wegen Amtsmissbrauchs Schadenersatz

verlangen. Es sei kein amtsmissbräuchliches Verhalten der

Mitarbeiter der Beklagten feststellbar. Dass Mitarbeiter Aktien der

Wirecard AG besessen hätten, sei nicht sittenwidrig. Die von der

Beklagten seit 2019 ergriffenen Maßnahmen seien pflichtgemäß

erfolgt.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Mit der

Nichtzulassungsbeschwerde kann die Zulassung der Revision begehrt

werden.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Hinweisbeschluss vom

28.11.2022 und Beschluss vom 06.02.2023, 1 U 173/22, nicht

rechtskräftig

Kontonutzung ist keine Zustimmung zu neuen

Vertragsbedingungen

Durch die Nutzung ihres Kontos stimmen Bankkunden nicht

automatisch Vertragsänderungen zu. Dies stellt der

Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) klar. Er rief eigenen

Angaben zufolge das Landgericht (LG) Hannover an, dass der

Sparda-Bank Hannover ein entsprechendes Vorgehen per

einstweiliger Verfügung untersagte.

"Benötigt eine Bank die Zustimmung zu einer Vertragsänderung,

reicht dafür die bloße Weiternutzung des Kontos durch die

Kundinnen und Kunden – etwa durch eine Überweisung oder eine

Geldabhebung – nicht aus", sagt David Bode, Referent im Team

Rechtsdurchsetzung des vzbv.
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Im Mai und im Juli 2022 forderte die Sparda-Bank Hannover laut vzbv

ihre Kunden schriftlich zur ausdrücklichen Zustimmung zu neuen

Vertragsbedingungen auf. Verbraucher, die darauf nicht reagierten,

sandte das Unternehmen im September ein weiteres Schreiben. Darin

habe die Bank mitgeteilt, dass sie neben einer ausdrücklichen

Zustimmung auch die künftige Nutzung des Kontos als Zustimmung

werten wird, zum Beispiel im Zuge von Überweisungen, Abhebungen

am Automaten oder bargeldlosen Zahlungen. Die Bank habe es sogar

als Zustimmung verstehen wollen, so der vzbv, wenn Verbraucher

einem zugesandten Rechnungsabschluss nicht aktiv widersprachen.

Dass betroffene Verbraucher ihr Konto nicht mehr ohne aufgedrängte

Vertragsänderungen nutzen konnten, wertete der vzbv unter anderem

als aggressive geschäftliche Handlung der Bank.

Das Landgericht (LG) Hannover stufte das Vorgehen der Bank laut

vzbv ebenfalls als Wettbewerbsverstoß ein. Ihr Verhalten verstoße

gegen grundlegende vertragsrechtliche Prinzipien und benachteilige

Verbraucher unangemessen. Auch widerspreche das Vorgehen der

Bank dem Urteil des Bundesgerichtshofs aus dem Jahr 2021 zu

unzulässigen AGB-Klauseln (XI ZR 26/20).

Das Gericht habe dem Antrag des vzbv auf Erlass einer einstweiligen

Verfügung stattgegeben und der Sparda-Bank Hannover das

Vorgehen untersagt.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 06.12.2022 zu

Landgericht Hannover, Urteil vom 28.11.2022, 13 O 173/22, nicht

rechtskräftig

Anlagegold: Verzeichnis der befreiten Goldmünzen

Die Europäische Kommission hat die Liste der Goldmünzen, die für

das Jahr 2023 die für eine Steuerbefreiung relevanten Kriterien des

Artikels 344 Absatz 1 Nr. 2 Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie erfüllen,

am 25.11.2022 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat jetzt einen Abdruck dieser

Liste veröffentlicht. Das BMF-Schreiben nebst entsprechender Anlage

steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internetseiten des

Ministeriums (http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der

Rubrik "Themen – Steuern – Steuerarten – Umsatzsteuer –

BMF-Schreiben/Allgemeines" zum Herunterladen bereit.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 29.11.2022, III C 1 - S

7068/19/10002 :005

Steuerpflichtige Einfuhr von Sammlermünzen:

Ermäßigter Umsatzsteuersatz

Auf die steuerpflichtigen Einfuhren von Sammlermünzen aus

Edelmetallen ist der ermäßigte Umsatzsteuersatz anzuwenden,

wenn die Bemessungsgrundlage für die Umsätze dieser Gegenstände

mehr als 250 Prozent des unter Zugrundelegung des Feingewichts

berechneten Metallwerts ohne Umsatzsteuer beträgt (§ 12 Absatz 2

Nr 12 Umsatzsteuergesetz – UStG – in Verbindung mit Nr. 54

Buchstabe c Doppelbuchstabe cc der Anlage 2 zum UStG).

Für die Anwendung der Umsatzsteuerermäßigung im Kalenderjahr

2023 gilt nach einem aktuellen Schreiben des

Bundesfinanzministeriums (BMF) Folgendes:

Für steuerpflichtige Einfuhren von Goldmünzen muss der

Unternehmer zur Bestimmung des zutreffenden Steuersatzes den

Metallwert von Goldmünzen grundsätzlich anhand der aktuellen

Tagespreise für Gold ermitteln. Maßgebend ist der von der Londoner

Börse festgestellte Tagespreis (Nachmittagsfixing) für die Feinunze

Gold (eine Feinunze entspricht 31,1035 Gramm). Dieser in US-Dollar

festgestellte Wert muss anhand der aktuellen Umrechnungskurse in

Euro umgerechnet werden.

Nach Tz. 174 Nr. 1 des Bezugsschreibens kann der Unternehmer aus

Vereinfachungsgründen jedoch auch den letzten im Monat

November festgestellten Goldtagespreis für das gesamte folgende

Kalenderjahr zu Grunde legen. Für das Kalenderjahr 2023 ist die

Metallwertermittlung dabei nach einem Goldpreis (ohne

Umsatzsteuer) von 54.712 Euro je Kilogramm vorzunehmen.

Bei der Ermittlung des Metallwerts von Silbermünzen kann der

Unternehmer nach Tz. 174 Nr. 2 des Bezugsschreibens statt der

jeweiligen Tagesnotierung aus Vereinfachungsgründen den letzten

im Monat November festgestellten Preis je Kilogramm Feinsilber für

das gesamte folgende Kalenderjahr zugrunde legen. Für das

Kalenderjahr 2023 ist die Wertermittlung dabei nach einem

Silberpreis (ohne Umsatzsteuer) von 652 Euro je Kilogramm

vorzunehmen.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 01.12.2022, III C 2 - S

7246/19/10002 :001
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Immobilien-

besitzer

Zu eigenen Wohnzwecken genutzte Gebäude: Neues

Bescheinigungsmuster für energetische Maßnahmen

Mit der Steuerermäßigung des § 35c Einkommensteuergesetz werden

energetische Maßnahmen an zu eigenen Wohnzwecken genutzten

Gebäuden gefördert. Ein aktuelles Schreiben des

Bundesfinanzministeriums (BMF) enthält Muster für die hierfür von

Fachunternehmen und Personen mit Ausstellungsberechtigung nach

§ 88 Gebäudeenergiegesetz auszustellenden Bescheinigungen.

Für energetische Maßnahmen, mit denen nach dem 31.12.2020

begonnen wurde, ersetzt dieses Schreiben das BMF-Schreiben vom

15.10.2021 (BStBl. S. 2026). Bescheinigungen, die bis zum Tag der

Veröffentlichung des vorliegenden BMF-Schreibens für nach dem

31.12.2020 begonnene energetische Maßnahmen auf Grundlage der

Muster des BMF-Schreibens vom 15.10.2021 ausgestellt wurden,

behalten laut Bundesfinanzministerium ihre Gültigkeit.

Das ausführliche Schreiben des BMF ist auf dessen Internetseiten

(www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei abrufbar.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 26.01.2023, IV C 1 - S

2296-c/20/10003 :006

Vermietung und Verpachtung: Kein Sofortabzug von

an Mieter für vorzeitige Kündigung gezahlten

Abfindungen

Abfindungen, die der Steuerpflichtige für die vorzeitige Kündigung des

Mietvertrags und die Räumung der Wohnung an seinen Mieter zahlt,

um das Gebäude umfangreich renovieren zu können, sind nicht als

anschaffungsnahe Herstellungskosten zu qualifizieren und gehören

daher nicht zu den Aufwendungen im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 1a

Einkommensteuergesetz (EStG). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH)

entschieden.

Mieterabfindungen stellten keine Instandsetzungs- oder

Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 1a EStG

dar. Sie gehörten nicht zu den baulichen Maßnahmen. Wenngleich

der Begriff der Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen

zur Vermeidung von Abgrenzungsschwierigkeiten im Grundsatz weit

zu verstehen sei, seien Maßnahmen zur Aufhebung bestehender

Mietverhältnisse nicht Teil der Instandsetzung beziehungsweise

Modernisierung der Gebäudesubstanz, so der BFH.

Die gegenteilige Auffassung der Vorinstanz überschreite die

Wortlautgrenze, betont der BFH. Die Verwendung der Präposition

"für" (Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen)

rechtfertigt seiner Ansicht nach keine andere Beurteilung. Keine

Rolle spiele es, wenn die Mieterabfindungen geleistet wurden, um

die Mieter zur Räumung ihrer Wohnungen zu bewegen und die

Renovierungsarbeiten durchführen zu können. Weder das Bestehen

eines (mittelbaren oder unmittelbaren)

Veranlassungszusammenhangs zwischen den Aufwendungen und

den nach Anschaffung durchgeführten Maßnahmen zur

Instandsetzung oder Modernisierung noch das Bestehen eines

"wirtschaftlichen Zusammenhangs" im weitesten Sinne reiche allein

aus, um die Aufwendungen unter § 6 Absatz 1 Nr. 1a EStG

subsumieren zu können.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.09.2022, IX R 29/21

Hindernisse auf Privatweg: Keine Beseitigungspflicht

Das Verwaltungsgericht (VG) Trier hat Verfügungen einer

Verbandsgemeinde aufgehoben, mit denen sie

Grundstückseigentümern aufgegeben hatte, Hindernisse auf einem

Privatweg zu beseitigen. Es gebe keine Rechtsgrundlage für die

entsprechenden Verfügungen.

Die Kläger sind Eigentümer eines Grundstücks im

Verbandsgemeindegebiet der Beklagten. Über das Grundstück

verläuft ein Teilstück eines Wirtschaftswegs, der in seinem weiteren

Verlauf an ein Jagdhaus grenzt. Diesen Weg haben die Kläger mit

verschiedenen Gegenständen wie Baumstämmen und Ketten

versperrt und Schilder unter anderem mit der Aufschrift

"PRIVATGRUNDSTÜCK. Unbefugten ist das Betreten und Befahren

verboten" angebracht.
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Im Juni 2022 forderte die Beklagte die Kläger durch gesonderte

Verfügungen jeweils auf, die Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsweges

zu prüfen und die Hindernisse zu beseitigen, da die Sperrung des

Weges gegen das naturschutzrechtliche Betretungsrecht verstoße

und eine Benutzung des Weges für die Allgemeinheit, Forstwirtschaft,

Rettungsketten der Feuerwehr und den Katastrophenschutz nicht

möglich sei. Hiergegen legten die Kläger Widersprüche ein.

Da über die Widersprüche nicht entschieden wurde, haben die Kläger

sodann Klage erhoben. Zur Begründung machen sie im Wesentlichen

geltend, für den Erlass der Verfügungen sei keine Rechtsgrundlage

ersichtlich. Bei dem streitgegenständlichen Weg, von dem keine

Gefahren ausgingen, handele es sich um einen privaten, nicht um

einen öffentlichen Wirtschaftsweg.

Das VG hat der Klage stattgegeben. Die angefochtenen Verfügungen

seien rechtswidrig, da keine Rechtsgrundlage ersichtlich sei, auf die

sich die Beklagte stützen könne. Eine Ermächtigungsgrundlage für die

beklagte Verbandsgemeinde ergebe sich nicht aus dem

Naturschutzrecht, da die in Betracht kommende

naturschutzrechtliche Eingriffsklausel lediglich die Kreisverwaltung

ermächtige. Auch könne sie die Verfügung nicht auf Vorschriften des

Landesstraßengesetzes stützen, da es sich bei dem

streitgegenständlichen Weg nicht um eine öffentliche Straße handele.

Ferner könne die Beklagte Vorschriften der Straßenverkehrs-Ordnung

nicht als Rechtsgrundlage heranziehen, da sie als Verbandsgemeinde

für den Erlass einer hierauf gestützten Verfügung ebenfalls nicht

zuständig sei, sondern dies in den Zuständigkeitsbereich der

Straßenverkehrsbehörde der Kreisverwaltung falle.

Darüber hinaus könne die Beklagte die streitgegenständlichen

Verfügungen nicht auf die polizeiliche Generalklausel (§ 9 Polizei- und

Ordnungsbehördengesetz) stützen, da dieser Rückgriff wegen der

Spezialität der naturschutz- sowie der straßenverkehrsrechtlichen

Eingriffsbefugnis der Kreisverwaltung gesperrt sei. Daraus, dass der

Weg nicht mehr für Feuerwehr und Rettungskräfte befahrbar sei,

ergebe sich ebenfalls keine Ermächtigungsgrundlage, da dies allenfalls

im Rahmen einer straßen- oder straßenverkehrsrechtlichen

Ordnungsverfügung relevant werden könnte, jedoch die Beklagte für

den Erlass entsprechender Verfügungen nicht zuständig sei.

Schließlich sei auch keine öffentlich-rechtliche Verpflichtung der

Kläger ersichtlich, wonach diese für die Erschließung land- und

forstwirtschaftlicher Grundstücke Dritter zu sorgen hätten.

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der

Berufung bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz

beantragen.

Verwaltungsgericht Trier, Urteil vom 25.01.2023, 9 K 2995/22.TR,

nicht rechtskräftig

Hochwasser: Keine Fördermittel für bereits zuvor

baufällige Gebäude

Die Investitionsbank Sachsen-Anhalt (IB) hatte dem Kläger

Zuschüsse für die Beseitigung von Schäden an einem in seinem

Eigentum stehenden Gebäude in der Annahme gewährt, diese seien

vollumfänglich durch das Hochwasser im Jahr 2013 entstanden.

Später stellte sich in staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen heraus,

dass das Gebäude bereits vor dem Hochwasser so baufällig war, dass

es ohne eine umfangreiche Sanierung weder zu Wohn- noch zu

Gewerbezwecken hätte genutzt werden können. Daraufhin hob die

IB beiden Fördermittelbescheide auf.

Das VG Halle hat die Aufhebungsentscheidung der IB mit der

Begründung als rechtmäßig angesehen, der Kläger habe die

Fördermittel zu Unrecht erhalten. Zuschüsse aus dem Programm

Aufbauhilfe Hochwasser 2013 hätten nur für die Wiederherstellung

von bereits vor dem Hochwasser nutzbaren Gebäuden durch

Beseitigung der unmittelbar durch das Hochwasser verursachten

Schäden gewährt werden sollen.

Das OVG hat das Rechtsmittel des Klägers gegen die beiden Urteile

des VG abgelehnt. Es bestünden keine ernstlichen Zweifel an der

Richtigkeit der Entscheidungen. Insbesondere könne der Kläger sich

nicht auf Vertrauensschutz berufen. Denn er habe die Gewährung

der Fördermittel durch unrichtige Angaben erwirkt. Bei der

Beantragung der Zuschüsse habe er nicht erkennen lassen, dass sich

das Gebäude bereits vor dem Hochwasser in einem baufälligen

Zustand befunden habe. Er habe vielmehr den Eindruck vermittelt,

die Maßnahmen, für die er Zuschüsse beantrage, beträfen

ausschließlich die Beseitigung von baulichen Mängeln, die auf das

Hochwasser zurückzuführen seien.

Die beiden Urteile sind damit rechtskräftig, der Kläger muss rund

300.000 Euro an das Land Sachsen-Anhalt zurückzahlen.

OVG Sachsen-Anhalt, Beschlüsse vom 13.02.2023, 1 L 27/22 und 1 L

28/22
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Angestellte

Entgeltgleichheit: Diskriminierungsvermutung nicht

mit Argument besseren Verhandlungsgeschicks

widerlegbar

Eine Frau hat Anspruch auf gleiches Entgelt für gleiche oder

gleichwertige Arbeit, wenn der Arbeitgeber männlichen Kollegen

aufgrund des Geschlechts ein höheres Entgelt zahlt. Daran ändert sich

laut Bundesarbeitsgericht (BAG) nichts, wenn der männliche Kollege

ein höheres Entgelt fordert und der Arbeitgeber dieser Forderung

nachgibt.

Die Klägerin ist seit dem 01.03.2017 bei der Beklagten als

Außendienstmitarbeiterin im Vertrieb beschäftigt. Ihr

einzelvertraglich vereinbartes Grundentgelt betrug zunächst 3.500

Euro brutto. Ab dem 01.08.2018 richtete sich ihre Vergütung nach

einem Haustarifvertrag. Die für die Tätigkeit der Klägerin

maßgebliche Entgeltgruppe dieses Vertrags sah ein Grundentgelt von

4.140 Euro brutto vor. In § 18 Absatz 4 des Haustarifvertrags heißt es:

“Für den Fall, dass das neue tarifliche Grundentgelt das bisherige

tarifliche Entgelt (…) überschreitet, erfolgt die Anpassung um nicht

mehr als 120 Euro/brutto in den Jahren 2018 bis 2020“. In

Anwendung dieser Deckelungsregelung zahlte die Beklagte der

Klägerin ab 01.08.2018 ein Grundentgelt von 3.620 Euro brutto, das

in jährlichen Schritten weiter angehoben werden sollte.

Neben der Klägerin waren als Außendienstmitarbeiter im Vertrieb der

Beklagten zwei männliche Arbeitnehmer beschäftigt, einer davon seit

01.01.2017. Die Beklagte hatte auch diesem Arbeitnehmer ein

Grundentgelt von 3.500 Euro brutto angeboten, was dieser jedoch

ablehnte. Er verlangte für die Zeit bis zum Einsetzen einer zusätzlichen

leistungsabhängigen Vergütung, das heißt bis zum 31.10.2018, ein

höheres Grundentgelt von 4.500 Euro brutto. Die Beklagte gab dieser

Forderung nach. Nachdem sie dem Arbeitnehmer in der Zeit von

November 2017 bis Juni 2018 – wie auch der Klägerin – ein

Grundentgelt von 3.500 Euro gezahlt hatte, vereinbarte sie mit

diesem ab dem 01.07.2018 eine Erhöhung des Grundentgelts auf

4.000 Euro brutto. Dies begründete sie damit, der Arbeitnehmer sei

einer ausgeschiedenen, besser vergüteten Vertriebsmitarbeiterin

nachgefolgt. Ab dem 01.08.2018 zahlte die Beklagte dem männlichen

Arbeitnehmer ein tarifvertragliches Grundentgelt nach derselben

Entgeltgruppe wie der Klägerin, das sich in Anwendung der

Deckelungsregelung des Haustarifvertrags auf 4.120 Euro brutto

belief.

Die Klägerin begehrt von der Beklagten Zahlung rückständiger

Vergütung für die Zeit von März bis Oktober 2017 in Höhe von

monatlich 1.000 Euro brutto, rückständige Vergütung für den Monat

Juli 2017 in Höhe von 500 Euro brutto sowie rückständige Vergütung

für die Zeit von August 2018 bis Juli 2019 in Höhe von monatlich

500 Euro brutto. Sie meint, die Beklagte müsse ihr ein ebenso hohes

Grundentgelt zahlen wie ihrem fast zeitgleich eingestellten

männlichen Kollegen. Schließlich verrichte sie die gleiche Arbeit wie

ihr männlicher Kollege. Da die Beklagte sie beim Entgelt aufgrund

des Geschlechts benachteiligt habe, schulde sie ihr zudem eine

angemessene Entschädigung in Höhe von mindestens 6.000 Euro.

Das BAG gab der Klage weitgehend statt. Die Beklagte habe die

Klägerin in der Zeit von März bis Oktober 2017 sowie im Juli 2018

aufgrund ihres Geschlechts benachteiligt. Denn sie habe der

Klägerin, obgleich diese und der männliche Kollege gleiche Arbeit

verrichteten, ein niedrigeres Grundentgelt gezahlt. Die Klägerin habe

deshalb einen Anspruch auf das gleiche Grundentgelt wie ihr

männlicher Kollege.

Der Umstand, dass die Klägerin für die gleiche Arbeit ein niedrigeres

Grundentgelt erhalten hat als ihr männlicher Kollege, begründe die

Vermutung nach § 22 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG),

dass die Benachteiligung aufgrund des Geschlechts erfolgt sei. Der

Beklagten sei es nicht gelungen, diese Vermutung zu widerlegen.

Insbesondere könne sie sich für den Zeitraum von März bis Oktober

2017 nicht mit Erfolg darauf berufen, das höhere Grundentgelt des

männlichen Kollegen beruhe nicht auf dem Geschlecht, sondern auf

dem Umstand, dass dieser ein höheres Entgelt ausgehandelt habe.

Für den Monat Juli 2018 könne die Beklagte die Vermutung der

Entgeltbenachteiligung aufgrund des Geschlechts insbesondere nicht

mit der Begründung widerlegen, der Arbeitnehmer sei einer besser

vergüteten ausgeschiedenen Arbeitnehmerin nachgefolgt.

Für den Zeitraum ab 01.08.2018 ergebe sich der höhere

Entgeltanspruch der Klägerin bereits aus dem Tarifvertrag. Entgegen

der Auffassung der Beklagten finde die Deckelungsregelung auf die

Klägerin keine Anwendung, weil diese zuvor kein tarifliches, sondern

ein einzelvertraglich vereinbartes Entgelt erhalten hat.

Das BAG hat dem auf Zahlung einer Entschädigung nach § 15 Absatz

2 AGG gerichteten Antrag der Klägerin teilweise entsprochen und

dieser eine Entschädigung wegen einer Benachteiligung aufgrund des

Geschlechts in Höhe von 2.000 Euro zugesprochen.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 16.02.2023, 8 AZR 450/21
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Arbeitsrecht: Übertreiben durften die Arbeitgeber

trotz Corona-Angst nicht

Haben Arbeitgeber Beschäftigte nach der Rückkehr aus dem Urlaub

(mit Blick auf Corona) für eine gewisse Zeit unbezahlt vom Betrieb

ausgeschlossen, obwohl die behördliche

Coronaquarantäneverordnung das nicht gefordert hatte (hier hatte

der Arbeitgeber eine darüber hinaus gehende Regelung eingeführt), so

müssen sie den Mitarbeitern Gehalt nachzahlen. Das gelte auch dann,

wenn das Urlaubsland zu dem Zeitpunkt vom Robert Koch-Institut

(RKI) als „Risikogebiet“ eingestuft worden war.

In dem konkreten Fall ging es um einen Urlaubsrückkehrer aus der

Türkei, der ein 14-tägiges Betretungsverbot für seinen Betrieb trotz

negativer Coronatests erhalten hatte.

Hatte der Mann jedoch einen negativen PCR-Test nach Abreise, einen

bei Ankunft in Deutschland und zudem ein Attest vom Hausarzt, dass

er „Covid-19- und beschwerdefrei“ sei, so durfte ihm der Zugang nicht

verweigert werden. Der Arbeitgeber schulde grundsätzlich Vergütung

wegen Annahmeverzugs, weil er die Ursache der Nichterbringung der

Arbeitsleistung selbst gesetzt habe.

BAG, 5 AZR 154/22

Häusliches Arbeitszimmer: Steuerliche

Berücksichtigung der Kosten bei

gesundheitsbedingten Einschränkungen

Eine Arbeitnehmerin, die aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen

den von ihrem Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Arbeitsplatz

nicht an allen Werktagen nutzen kann, sondern stattdessen zur

Aufrechterhaltung ihrer Gesundheit gehalten ist, ihrer Berufstätigkeit

in ihrem häuslichen Arbeitszimmer nachzugehen, kann die

Aufwendungen hierfür als Werbungskosten in Höhe von höchstens

1.250 Euro im Jahr steuerlich geltend machen. Dies hat das

Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg entschieden.

Die Kläger, ein zusammen veranlagtes Ehepaar, hatten geltend

gemacht, dass der Klägerin der betriebliche Arbeitsplatz nicht an

allen Tagen zur Verfügung gestanden habe, weil sie aufgrund ihrer

gesundheitlichen Einschränkungen zumindest an einem Arbeitstag in

der Woche aus dem Homeoffice tätig werden könne. Anderenfalls

verschlimmere sich ihr Gesundheitszustand.

Nach § 9 Absatz 5 Einkommensteuergesetz (EStG) in Verbindung

mit § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 1 EStG kann ein Steuerpflichtiger

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nicht als

Werbungskosten abziehen. Dies gilt nur dann nicht, wenn für die

betriebliche oder berufliche Tätigkeit ein anderer Arbeitsplatz nicht

zur Verfügung steht (§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 2 EStG). Das

beklagte Finanzamt hatte sich auf den Standpunkt gestellt, dass der

betriebliche Arbeitsplatz der Klägerin objektiv zur Verfügung

gestanden habe und sie ihn allein aus subjektiven Gründen nicht

arbeitstäglich nutze.

Das FG ist dem nicht gefolgt, sondern hat entschieden, dass es

maßgeblich darauf ankommt, ob es dem Steuerpflichtigen

zugemutet kann, den vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten

Arbeitsplatz arbeitstäglich zu nutzen. Da die Klägerin aus ärztlicher

Sicht gehalten war, an einzelnen Tagen von zu Hause aus zu

arbeiten, um langfristig ihre Arbeitsfähigkeit zu erhalten, könne ihr

der Werbungskostenabzug nicht versagt werden.

Dieser sei allerdings auf 1.250 Euro begrenzt, da das häusliche

Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen

und beruflichen Betätigung der Klägerin gebildet habe (§ 4 Absatz 5

Satz 1 Nr. 6b Satz 3 EStG).

Das Gericht hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung der

Rechtsfrage die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 29.09.2022, 5 K

5138/21, nicht rechtskräftig
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Familie und

Kinder

Kein Kindergeldanspruch während Vorbereitung des

Kindes zu Qualifikation als Fachärztin

Eine Kindergeldgewährung ist ausgeschlossen, wenn das volljährige

Kind sich in einem Dienstverhältnis befindet, das als

Vorbereitungszeit zur Erlangung der Facharztqualifikation dient. Dies

hebt der Bundesfinanzhof (BFH) hervor.

Die Klägerin ist die Mutter einer im Mai 1997 geborenen Tochter, die

im Dezember 2020 ihr Medizinstudium erfolgreich abschloss. Zum

01.01.2021 begann sie ihre mindestens 60 Monate umfassende

Vorbereitungszeit zur Erlangung der Qualifikation als Fachärztin. Das

hierzu mit einer Klinik abgeschlossene Dienstverhältnis umfasste eine

regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden. Die

Familienkasse gewährte bis zum voraussichtlichen Ende des

Medizinstudiums Kindergeld, lehnte eine Weitergewährung während

der Vorbereitung auf die Facharztqualifikation jedoch mit der

Begründung ab, dass es sich hierbei nicht mehr um eine

Berufsausbildung handele. Das Finanzgericht (FG) wies die dagegen

gerichtete Klage ab.

Der BFH hielt die Revision der Klägerin für unbegründet. Volljährige

Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, würden

kindergeldrechtlich unter anderem dann berücksichtigt, wenn sie für

einen Beruf ausgebildet werden. In Berufsausbildung befinde sich, wer

sein Berufsziel noch nicht erreicht hat, sich aber ernsthaft und

nachhaltig darauf vorbereitet. Insoweit dienten der Vorbereitung auf

ein Berufsziel zwar alle Maßnahmen, bei denen es sich um den Erwerb

von Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen handelt, die als

Grundlagen für die Ausübung des angestrebten Berufs geeignet sind.

Werden die Ausbildungsmaßnahmen allerdings innerhalb eines

Arbeits- oder Dienstverhältnisses durchgeführt, liege eine Ausbildung

nur dann vor, wenn die Erlangung beruflicher Qualifikationen, das

heißt der Ausbildungscharakter, und nicht die Erbringung bezahlter

Arbeitsleistungen, das heißt der Erwerbscharakter, im Vordergrund

steht. Im Streitfall überwog laut BFH allerdings der Erwerbscharakter.

Denn das FG habe festgestellt, dass die Tochter der Klägerin im

Rahmen ihrer Tätigkeit an der Klinik bereits ihre Qualifikation als

Ärztin einsetzte. Im Vergleich mit ihrer praktischen Tätigkeit als

Ärztin habe die theoretische Wissensvermittlung im Rahmen der

Facharztausbildung einen deutlich geringeren Umfang. Zudem habe

die Erbringung der Arbeitsleistung in der Klinik im Vordergrund

gestanden und die Tochter habe auch keine bloße

Ausbildungsvergütung, sondern ein für eine Ärztin angemessenes

Entgelt erhalten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 22.09.2022, III R 40/21

Grundsicherung für Arbeitssuchende:

Kindergeldauszahlung an Kind ändert nichts an

Zurechnung zu Einkommen des Vaters

Kindergeld wird dem Einkommen des kindergeldberechtigten Vaters

im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitssuchende auch dann

zugerechnet, wenn es an das im Haushalt lebende volljährige Kind

ausgezahlt wird. Dies stellt das Sozialgericht (SG) Speyer klar.

Die 1996 geborene Klägerin bezog vorläufig Leistungen zur Sicherung

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

(SGB II) vom Jobcenter. Sie bildete in diesem Zeitraum mit ihren

Eltern eine Bedarfsgemeinschaft und wohnte außerdem mit ihrer

Großmutter sowie ihrem 1994 geborenen Bruder in einem

Einfamilienhaus ohne abgetrennte Wohnbereiche. Ihr Bruder

verfügte über Vermögen.

Bei der abschließenden Festsetzung der Leistungen nach dem SGB II

berücksichtigte das Jobcenter unter anderem das für den Bruder der

Klägerin gewährte Kindergeld beim Vater als Einkommen, obwohl

dieses von der Familienkasse auf Anweisung des Vaters auf das

Girokonto des Bruders ausbezahlt wurde. Die Klage der Klägerin

blieb erfolglos.

Es verbleibe bei der grundsätzlichen Zuordnung des Kindergeldes

nach § 11 Absatz 1 Satz 1 SGB II als Einkommen des

Kindergeldberechtigten, hier des Vaters. Beide Voraussetzungen der

in § 11 Absatz 1 Satz 5 SGB VII gesetzlich vorgesehenen Ausnahme

lägen beim Bruder der Klägerin nicht vor. Dieser sei weder Mitglied

der Bedarfsgemeinschaft, noch benötige er das Kindergeld zur

Sicherung des Lebensunterhalts, weil er diesen durch das zu

berücksichtigende Vermögen nach § 12 Absatz 1 SGB II sichern

könne.
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Die Berücksichtigung des Kindergeldes als Einkommen des Vaters

entfalle auch nicht nach der weiteren Ausnahme des § 1 Absatz 1 Nr.

8 Arbeitslosengeld-II-Verordnung. Zwar sei das Kindergeld an den

Bruder weitergeleitet worden. Dieser lebe jedoch im Haushalt des

kindergeldberechtigten Vaters. Dem Bruder habe kein abgetrennter

Wohnbereich im gemeinsam bewohnten Einfamilienhaus zur

Verfügung gestanden. Er habe sich auch nicht finanziell an den Kosten

beteiligt, sondern sei im elterlichen Haushalt mitversorgt worden.

Auch der Umstand, dass die tatsächliche Auszahlung des Kindergeldes

auf das Konto des Bruders erfolgte, könne an der grundsätzlichen

Zuordnung des Kindergeldes als Einkommen des Vaters nichts ändern.

Das SG stellt hierbei klar, dass es seinen Überlegungen zugrunde

gelegt hat, dass kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft eine

Bevollmächtigung für das Konto des Bruders innehatte. Die gesetzlich

normierte Zuordnung des Kindergeldes beim Kindergeldberechtigten

könne nicht durch die einfache Änderung des Auszahlungsweges

umgangen werden. Hierin sei eine Weiterleitung des Kindergeldes an

das volljährige Kind zu sehen, da der Vater es unterlassen habe, den

Auszahlungsweg wiederum zu ändern.

Selbst bei der Annahme einer fiktiven Einkommensberücksichtigung

hält das SG das in Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz (GG) in Verbindung

mit Artikel 20 GG garantierte Existenzminium für nicht tangiert, weil

es dem Vater der Kläger zeitnah möglich gewesen wäre, den

Zahlungsweg des Kindergeldes gegenüber der Familienkasse in sein

eigenes Konto zu ändern. Dies wäre ihm auch zumutbar gewesen.

Sozialgericht Speyer, Urteil vom 21.11.2022, 18 AS 917/20, nicht

rechtskräftig

Elterngeld: Keine Bonus-Monate wegen

Bereitschaftsdiensts

Der Bereitschaftsdienst von Klinikärzten ist Arbeitszeit. Er zählt auch

als Zeit der Erwerbstätigkeit im Sinne des Elterngeldrechts und kann

deshalb dazu führen, dass ein Arzt keine so genannten

Partnerschaftsbonus-Monate beim Elterngeld bekommt. Das hat das

Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt entschieden.

Geklagt hatte eine Klinikärztin. Nach der Geburt ihres Kindes im Jahr

2016 hatte sie elf Monate das Basiselterngeld bezogen, ihr Ehemann

anschließend drei weitere Monate. Danach arbeiteten beide in

Teilzeit und nahmen die vier so genannte

Partnerschaftsbonus-Monate in Anspruch. Das setzte nach dem

damaligen Recht voraus, dass beide Elternteile in diesen vier

Monaten gleichzeitig im Monatsdurchschnitt nicht weniger als 25

und nicht mehr als 30 Wochenstunden erwerbstätig waren. Im

Nachhinein stellte sich heraus, dass die Ärztin, wenn man ihre

Bereitschaftsdienste in der Klinik vollständig mitzählte, in einigen

Monaten mehr als 30 Stunden pro Woche gearbeitet hatte. Deshalb

forderte die zuständige Behörde das für die vier

Partnerschaftsbonus-Monate zunächst nur vorläufig gezahlte

Elterngeld zurück.

Dagegen klagte die Ärztin. Sie meinte, dass der Bereitschaftsdienst

keine Erwerbstätigkeit im Sinne des Gesetzes sei. Sie müsse sich zwar

in der Klinik aufhalten, könne die Zeit im Bereitschaftsdienstzimmer

aber weitgehend frei nutzen. Wenn man nur die Zeiten zähle, in

denen sie tatsächlich zum Einsatz gekommen sei, habe sie durchweg

weniger als 30 Stunden pro Woche gearbeitet. Mit dieser

Argumentation hatte sie in erster Instanz vor dem Sozialgericht

Erfolg.

Auf die Berufung der Elterngeldstelle hat das LSG ihre Klage aber in

zweiter Instanz abgewiesen. Nach Auffassung des Gerichts ist der

Bereitschaftsdienst vollständig als Zeit der Erwerbstätigkeit zu

berücksichtigen, weil die Ärztin sich auf Weisung ihres Arbeitgebers

in der Klinik aufhalten musste und weil dieser Dienst vergütet wurde.

Ein weiterer Gesichtspunkt sei, dass die Ärztin sich während des

Bereitschaftsdienstes gerade nicht um die Betreuung ihres Kindes

kümmern konnte. Außerdem richte sich die Höhe des Elterngeldes

nach dem Einkommen vor der Geburt. Hier wirke sich auch

Einkommen aus Bereitschaftsdiensten positiv für den

Elterngeldberechtigten aus. Dann sei es aber konsequent, solche

Zeiten auch bei den Voraussetzungen der

Partnerschaftsbonus-Monate zu berücksichtigen.

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 15.12.2022, L 2 EG

3/21, nicht rechtskräftig
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